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1. Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Satzungsgebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile die 
Baugrenze nicht überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan durch 
Baugrenzen definierten Standortes zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind  untergeordnete Nebenanlagen 
und Einrichtungen (§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen und die seiner 
Eigenart nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten 
entsprechend. 

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

2. Höchstzulässige Zahl 
der Wohnungen je 
Wohngebäude 

Siehe Plan.     
Je Wohngebäude sind maximal 2 Wohnungen zulässig.

§ 9 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB  

3. Versorgungsflächen / 
-anlagen

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit Elektrizität (z. B. Trafo-Station) und / 
oder der E-Mobilität dienen, sind innerhalb des Geltungsbereiches des Plangebietes, 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, auch soweit für sie 
keine besonderen Flächen festgesetzt sind.

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 
BauGB i.V.m. § 14 
Abs. 2 BauNVO 

4. Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von 
Boden, Natur und 
Landschaft

. § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB

4.1. Artenschutz: Nach § 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die 
außerhalb des Waldes und von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten 
Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit 
vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu 
setzen.

4.2. Reduzierung der Versiegelung: Der Anteil befestigter Flächen ist auf ein 
Mindestmaß zu beschränken. Kfz-Stellplätze sind einschließlich ihrer Zu- und Abfahrten 
ausschließlich in wasserdurchlässigen Belägen (z. B. Rasenpflaster, Rasengittersteine, 
wassergebundene Decke, Schotterrasen, Fugenpflastersteine oder offenporiges 
Wabenfugenpflaster etc.) und versickerungsfähigem Unterbau auszuführen. Ausnahmen 
können aus Gründen der Barrierefreiheit zugelassen werden.

4.3. Bodenpflege: Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege 
benötigt werden, sind unversiegelt zu belassen und vegetativ anzulegen.  
Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen Pflanzen nicht oder nur in geringer 
Zahl vorkommen (Schottergärten), sind nicht zulässig. Wasserdichte oder nicht 
durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit 
Wasser gefüllten Flächen zulässig. Mineralische Splitabdeckungen ohne zusätzliches 
Vlies und Folie, die sich z.B. trockenresistenten und insektenfreundlichen Beeten oder 
Gartenanlagen unterordnen, sind erlaubt.

4.4. Bauausführung: Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass die  nach Süden 
bessere und als FFH-LRT erfasste Grünlandfläche nicht mit schwerem Gerät befahren 
wird; Ablagerungen von Baustoffen oder Erdaushub sind zu vermeiden, vorgeschlagen 
wird an dieser Stelle die bauzeitliche Markierung der Grundstücksgrenze mittels 
ortsfestem Bauzaun  
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5. Nutzung 
erneuerbarer Energien

Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche Maßnahmen für den Einsatz 
erneuerbarer Energien (insbesondere solare Strahlungsenergie) vorzusehen. Hierbei 
handelt es sich u. a. um Leitungsstränge, Schächte, ggf. auch statische Aufwendungen im 
Dachbereich.

§ 9 Abs. 1 Nr. 23b 
BauGB

6. Flächen zum 
Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen 
Bepflanzungen

Als Ausgleich ist an der südlichen Begrenzung des Grundstücks im Anschluss an den 
Geltungsbereich eine naturraumtypische zweizeilige Hecke aus einheimischen und 
standorttypischen Arten (z.B. Prunus spinosa, Crataegus monogyna, C. laevigata, Cornus 
sanguinea, Carpinus betulus) anzupflanzen (Pflanzabstand: 1,50 m, Pflanzqualität: 2xv 
Sträucher, 3 Tr. 60-100 cm). Zu verwenden sind Gehölze mit der regionalen Herkunft 
„Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ gemäß „Leitfaden zur Verwendung 
gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 2012). 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB

7. Grenze des 
räumlichen 
Geltungsbereiches

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung „Wohnbebauung Ende Graulheck“ ist in der 
Planzeichnung festgesetzt.

§ 9 Abs. 7 BauGB

8. Festsetzungen 
aufgrund 
Landesrechtlicher 
Vorschriften

§ 9 Abs. 4 BauGB 
I.V.M. LBO und SWG

8.1 
Abwasserbeseitigung

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im modifizierten Trennsystem.  
Schmutzwasser wird in den Mischwasserkanal in der Straße „Graulhecke“ eingeleitet.  
Das Niederschlagswasser (Oberflächenwasser) soll vor Ort genutzt oder flächenhaft über 
die natürlich gewachsene oder über eine mindestens 30 cm mächtige bewachsene 
Bodenzone auf dem Grundstück versickert werden.  
Für jedes Baugrundstück ist ein Rückhaltevolumen von mindestens 50 Litern pro 
Quadratmeter abflusswirksamer Fläche zu schaffen. Das Rückhaltevolumen ist durch den 
Einsatz von Retentionszisternen, unterirdischen Speicherstrukturen oder ähnlichen 
Anlagen zu realisieren. Zisternen sind mit einem Drosselabfluss und einem Notüberlauf 
auszustatten, die eine kontrollierte Abgabe an die örtliche Kanalisation ermöglichen.

§ 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.M. §§ 49-54 
Saarländisches 
Wassergesetz 

8.2 Örtliche 
Bauvorschriften

- Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden / reflektierenden Materialien.  
- Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden / reflektierenden Materialien sind 
unzulässig.  
- Fassaden und Dachflächen der Wohngebäude können zwecks naturschutzfachlicher 

Aufwertung und Verbesserung des Mikroklimas begrünt werden. 

§ 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.M. § 85 Abs. 4 
LBO 

9. Hinweise .

9.1. Rodungsfrist 
- Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des 

Waldes und von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen 
stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. 
März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu setzen.

9.2. Denkmalschutz 
- Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 

und 2 SDSchG) wird hingewiesen. Zudem wird auf § 28 SDSchG 
(Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

9.3. Altlasten 
- Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder 

ergeben sich bei späteren Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche 
Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches Bodenschutzgesetz 
(SBodSchG) die Verpflichtung, das LUA in seiner Funktion als Untere 
Bodenschutzbehörde zu informieren.
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9.4. Kampfmittel 
- Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Satzungsverfahren keine Bewertungen des 

Kampfmittelbeseitigungsdienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch 
Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfunden. Dies ist im Zuge der weiteren 
Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder eine Klärung 
durch eine zu beauftragende Fachfirma herbeizuführen.

9.5. Starkregen / Hochwasserschutz 
- Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die 

Oberflächenabflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss 
zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch 
unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur 
Abwehr von möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grundstücksgestaltung durch die 
Grundstückseigentümer zu bedenken.  Der Grad der Gefährdung durch 
Starkregenereignisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu 
untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen 
und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen 
Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen.

9.6. Vorschriften erneuerbare Energien 
- Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder 

Genehmigungsfreistellung jeweils geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer 
Energien zu beachten, welche über die Vorgaben dieser Satzung hinausgehen 
können. 

9.7. Normen, Richtlinien 
- Die Einsicht der verwendeten Normen, Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde 

Schiffweiler möglich.
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